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Lörrach, im Juli 2012 
 
Mandantenrundschreiben „Heilberufe“ zum III. Quartal 2012 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder 
geplante Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen 
Anlass bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 
Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Sind Unterbringungskosten für Seniorenheime außergewöhnliche Belastungen? 
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Mit freundlichen Grüßen 
WEKO 
 
 
 
gez.                                            gez. gez. 
Markus Welte Susanne Schneider Matthias Koch 
Steuerberater Steuerberaterin Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer 
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1. Sind Unterbringungskosten für Seniorenheime außergewöhnliche Belastungen? 

Kernproblem 
Zu den üblichen, nicht als außergewöhnliche Belastung abzugsfähigen Aufwendungen der 
Lebensführung rechnen regelmäßig auch die Kosten für die altersbedingte Unterbringung in 
einem Altenheim. Ist der Aufenthalt in einem Alten- oder Pflegeheim dagegen durch Krankheit 
veranlasst, stellen die Aufwendungen für die Heimunterbringung abzugsfähige Krankheitskosten 
dar. Als Nachweis dient regelmäßig die Eingruppierung in eine Pflegestufe. Bei Pflegebedürftigen, 
die zwar in einer Senioreneinrichtung leben, aber dort keinen Pflege-Wohnvertrag abgeschlossen 
haben, stellt sich die Frage, welche Kosten konkret als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig 
sind. 
Sachverhalt 
Im Streitfall beträgt das monatliche Entgelt für den Seniorenstift 3.532 EUR. Davon entfallen 
2.527 EUR auf das Wohnen, 400 EUR auf die Verpflegung und 605 EUR auf Betreuung. 
Zusätzlich ist ein Pflegevertrag abgeschlossen worden. Sämtliche Aufwendungen, die mit dem 
Einzug in die Pflegeeinrichtung und der Pflegebedürftigkeit im Zusammenhang stehen, sind als 
außergewöhnliche Belastungen steuermindernd angesetzt worden. Im Einspruchsverfahren 
änderte das Finanzamt die angefochtenen Einkommensteuerbescheide und berücksichtigte für 
die Unterbringung der Klägerin in der Senioreneinrichtung einen Tagessatz von 50 EUR 
abzüglich einer Haushaltsersparnis von 7.680 EUR pro Jahr sowie die nicht von der Pflegekasse 
erstatteten Pflegekosten einschließlich Notrufkosten in voller Höhe sowie Kosten für Rollstuhl-
Taxifahrten. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht Düsseldorf wies die Klage ab. Es sind nicht sämtliche Kosten, die im 
Zusammenhang mit dem Bezug der Senioreneinrichtung anfallen, ohne Rücksicht auf ihre Höhe 
als außergewöhnliche Belastung ansetzbar. Vielmehr sind hier zusätzlich die Vorschriften des 
Sozialgesetzbuches zu berücksichtigen. Infolgedessen ist es sachgerecht, den ansetzbaren 
Betrag für Unterkunft und Verpflegung auf die Pflegesätze im Bereich der Pflegestufe III von 
26,20 EUR bis 50,43 EUR zu begrenzen. Dies ungeachtet dessen, dass gerade keine 
Heimunterbringung vorgelegen hat. 
Konsequenzen 
Zur Fortbildung des Rechts hat das Finanzgericht die Revision beim Bundesfinanzhof 
zugelassen. Diesem obliegt nun die endgültige Entscheidung. 
 

2. Zusatzangaben bei innerbetrieblicher Stellenausschreibung 
Kernfrage 
Besteht in einem Unternehmen mit mehr als 20 Arbeitnehmern ein Betriebsrat, muss der 
Arbeitgeber die Zustimmung des Betriebsrates bei Einstellung einholen; dies gilt jedenfalls dann, 
wenn die Stelle auch innerbetrieblich ausgeschrieben ist. Das Landesarbeitsgericht Schleswig-
Holstein hatte jetzt darüber zu befinden, ob der Betriebsrat seine Zustimmung zur Einstellung 
einer externen Kraft verweigern darf, weil der Arbeitgeber in der innerbetrieblichen Ausschreibung 
(aber auch in der externen Ausschreibung) nicht darauf hingewiesen hatte, dass die Stelle 
befristet ist. 
Sachverhalt 
Der Arbeitgeber, eine Klink hatte bereits einmal innerbetrieblich versucht, die Stelle einer 
ausscheidenden Mitarbeiterin neu zu besetzen. In einem zweiten Versuch wurde die Stelle einer 
Gesundheits- und Krankenpflegekraft sowohl innerbetrieblich als auch durch Anzeige in einer 
Tageszeitung ausgeschrieben. Nach dem Bewerbungsverfahren verweigerte der Betriebsrat die 
Zustimmung zu der - auf ein Jahr befristeten - Einstellung einer externen Kraft, weil hierauf in der 
internen Ausschreibung nicht hingewiesen worden sei, obwohl es sich bei einer Befristung um 
eine wesentliche Eigenschaft der ausgeschriebenen Stelle handele. 
Entscheidung 
Das Landesarbeitsgericht gab dem Arbeitgeber Recht und ersetzte die Zustimmung des 
Betriebsrates durch Beschluss. Eine ordnungsgemäße innerbetriebliche Ausschreibung habe 
vorgelegen. Die Mindestanforderungen an eine (innerbetriebliche) Stellenausschreibung, nämlich  



 

 
 
um welche Stelle es sich handele und welchen Anforderungen ein Bewerber genügen müsse, 
seien erfüllt gewesen. Weitere Informationen, insbesondere im Hinblick auf eine etwaige 
Befristung, seien aus dem Gesetz nicht abzuleiten; zumal jeder Interessent habe nachfragen 
können. Allerdings ließ das Landesarbeitsgericht die Beschwerde zum Bundesarbeitsgericht 
(BAG) wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zu. 
Konsequenz 
Mit der Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein müssen innerbetriebliche 
Stellenausschreibungen lediglich die Mindestanforderungen erfüllen. Dies gilt jedenfalls so lange, 
bis das BAG in der Sache nicht anders entschieden hat. 
 

3. Umsatzsteuer für ärztliche Leistungen 
Rechtslage 
Ärzten ist selten bewusst, dass ihre Leistungen durchaus der Umsatzsteuer unterliegen können. 
Zwar existiert eine Steuerbefreiung für ärztliche Leistungen, diese betrifft aber nur solche 
Leistungen, die der medizinischen Betreuung von Personen durch das Diagnostizieren und 
Behandeln von Krankheiten dienen. Leistungen, die diese Kriterien nicht erfüllen, unterliegen 
dagegen der Umsatzsteuer. 
Neue Verwaltungsanweisung 
In Ergänzung zum Umsatzsteuer-Anwendungserlass listet die Oberfinanzdirektion (OFD) 
Frankfurt a. M. einen Katalog ärztlicher Leistungen auf und erläutert, ob diese 
umsatzsteuerpflichtig oder von der Umsatzsteuer befreit sind. Hierbei wird insbesondere auf 
ärztliche Gutachten, Berufsuntauglichkeitsuntersuchungen und ähnliche Leistungen eingegangen, 
die im Hinblick auf die Umsatzsteuer als kritisch einzustufen sind. 
Konsequenz 
Ärzte, insbesondere solche, die Gutachten erstellen, sollten die Verfügung zum Anlass nehmen, 
ihre Leistungen hinsichtlich ihrer Steuerfreiheit zu überprüfen. Werden steuerpflichtige Leistungen 
erbracht, so besteht nur dann die Verpflichtung zur Abführung von Umsatzsteuer, wenn diese 
Umsätze die Grenze für Kleinunternehmer (17.500 EUR) überschreiten. Ergibt sich eine 
Umsatzsteuerpflicht, so verteuert dies regelmäßig die ärztlichen Leistungen, soweit sie 
gegenüber Privaten erbracht werden. Allerdings können sich im Einzelfall auch Vorteile ergeben, 
da die Steuerpflicht den Vorsteuerabzug aus bezogenen Leistungen, z. B. für Investitionen, 
eröffnet. Vorsorglich sollten Ärzte über entsprechende Umsatzsteuerklauseln in den vertraglichen 
Vereinbarungen mit ihren Auftraggebern sicherstellen, dass sie etwa entstehende Umsatzsteuer 
abrechnen können. Ansonsten wird diese aus dem Nettohonorar herausgerechnet. 
 

 
Zusatzinformationen: 

1. Sind Unterbringungskosten für Seniorenheime außergewöhnliche Belastungen? 
FG Düsseldorf, Urteil v. 21.2.2012, 10 K 2504/10 E. Siehe auch BFH, Urteil v. 30.6.2011, VI R 
14/10 sowie BFH, Urteil v. 13.10.2010, VI R 38/09, BFH/NV 2010 S. 351. Änderung der 
Rechtsprechung zu BFH, Urteil v. 18.12.2008, III R 12/07. Bezug: SGB XI. 
 
2. Zusatzangaben bei innerbetrieblicher Stellenausschreibung 
LAG Schleswig-Holstein, Urteil v. 6.3.2012, 2 TaBV 37/11. 
 
3. Umsatzsteuer für ärztliche Leistungen 
OFD Frankfurt a. M., Verfügung v. 9.2.2012, S-7170 A - 63 - St 112. Bezug: § 4 Nr. 14 UStG; 
Abschn. 4.14.1 Abs. 5 UStAE. Die steuerlichen Berater von Ärzten stehen häufig vor dem 
Problem, dass sie selten die einzelnen Rechnungen der Ärzte im Rahmen der Finanzbuchhaltung 
zu sehen bekommen, sondern lediglich die Abrechnungen der Abrechnungsstellen. Selbst wenn  



 

 
 
die Rechnungen vorliegen, dürfte es schwierig sein, zu erkennen, ob es sich um eine 
steuerbefreite Leistung handelt. Es bietet sich daher an, den Leistungskatalog des betreuten 
Arztes, gemeinsam mit diesem im Hinblick auf die Umsatzsteuer zu analysieren und ggf. 
Vorkehrungen zu treffen, dass die korrekte umsatzsteuerliche Erfassung gewährleitstet ist. 

 


